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Vorwort

Der Systematische Praxiskommentar BauGB/BauNVO ist als praktisches Handwerkszeug
für den beruflich mit Fragen des Bauplanungsrechts befassten Personenkreis konzipiert. Leicht
verständlich, aber dennoch wissenschaftlich fundiert, werden die Fragestellungen des BauGB,
der BauNVO und der ImmoWertV praxisrelevant abgehandelt. Zahlreiche Übersichten, Check�
listen und Planbeispiele schaffen Klarheit bei komplexen Vorschriften und Sachverhalten. Beson�
deres Augenmerk wurde auf die Darstellung der Schnittstellen zu zivilrechtlichen Fragestel�
lungen, aber auch zu anderen Bereichen des öffentlichen Rechts, wie etwa dem Bauord�
nungsrecht, dem Umweltrecht, dem Fachplanungsrecht und insbesondere auch dem Ver�
gaberecht gelegt. Auf umfassende wissenschaftliche Diskurse wurde verzichtet. Die wichtigste
einschlägige Rechtsprechung wurde jeweils mit Fundstellen wiedergegeben, um dem Benutzer
des Kommentars selbst einen Zugriff auf die einzelnen Urteile und Beschlüsse der entscheiden�
den Gerichte zu ermöglichen.

Die Autoren sind allesamt in Bereichen des Immobilien� und Baurechts tätig und haben insoweit
ihre Praxiserfahrungen eingebracht. Neben Rechtsanwälten und Richtern haben Architekten/in�
nen, Stadtplaner/innen und Sachverständige an dem Werk mitgewirkt.

Der Praxiskommentar richtet sich an Juristen genauso wie an planende Architekten/innen,
Ingenieure, Sachverständige und insbesondere Stadtplaner/innen, unabhängig davon, ob
sie in Behörden, Unternehmen oder als Selbständige tätig sind. Er soll auch für Immobilien�
kaufleute, Bauträger, Projektentwickler und Bauherrn eine wertvolle Hilfe für alle Fragen
des Städtebaurechts sein.

Die Kommentierung berücksichtigt den Stand des Gesetzes in der Fassung, die es durch Art. 4
des Gesetzes zur Reform der Erbschaftssteuer� und Bewertungsvorschriften vom 24.12.2008,1

das Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Bundesnaturschutzes und der Landschaftspflege
vom 29.7.20092 und das Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.7.20093 erhalten
hat. Im Rahmen des § 11 BauGB wurde die Rechtsprechung des EuGH vom 25.3.20104 zur soge�
nannten „Ahlhorn“�Rechtsprechung des OLG Düsseldorf berücksichtigt.

Die ImmoWertV wurde in der gerade veröffentlichten Fassung vom 19.5.20105 kommentiert.
Zur bisher geltenden WertV werden noch Hinweise erteilt. Stand der Bearbeitung ist im Übrigen
der 30.4.2010.

Die Herausgeber und die Autoren haben sich während der Erstellung dieses Kommentars beson�
dere Mühe gegeben, sich mit dem Kreis der potentiellen Benutzer dieses Werks auszutauschen.
Ein Praxiskommentar lebt von einem solchen Austausch. Die Herausgeber würden sich freuen,
wenn sie zahlreiche Rückmeldungen – insbesondere Anregungen, aber auch gerne sachliche Kri�
tik – von den Anwendern des vorliegenden Werks erhalten würden. Entsprechende Kontaktauf�
nahme zu den Herausgebern ist deshalb jederzeit unter nachfolgenden E�Mailadressen möglich:

Florian Rixner
f.rixner@zl�legal.de

Dr. Robert Biedermann
info@consilia�recht.de

Dipl.�Ing. (Univ.) Sabine Steger
steger.sabine@mnet�online.de

Die Herausgeber, München, im Mai 2010
Florian Rixner
Dr. Robert Biedermann
Sabine Steger

1 BGBl. I S. 3018.
2 BGBl. I S. 2542.
3 BGBl. I S. 2585.
4 EuGH, Urt. v. 25.3.2010 – Rs. C�451/08 – abrufbar unter ibr�online.
5 BGBl. I S. 639.
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Geleitwort

Die Bedeutung der Stadtplanung in Deutschland nimmt stetig zu. Während in den letzten Jahren
der sozialverträgliche Stadtumbau und die Konversion ehemaliger Bahn� oder Militärgebiete im
Vordergrund standen, rücken jetzt im Lichte zunehmender Flächenknappheit Fragen der Nach�
verdichtung und eines sinnvollen Flächenmanagements in den Vordergrund. Ein sorgsamer und
nachhaltiger Städtebau ist gefragt, um diesen Anforderungen gerecht zu werden. Aufgerufen
zur Findung geeigneter Lösungen sind hier neben den Architekten insbesondere die Stadtplane�
rinnen und Stadtplaner, seit dem 1.7.2007 auch in Bayern eine geschützte Berufsbezeichnung.
Bei der Bewältigung dieser anstehenden vielfältigen Aufgaben werden auch und gerade Fragen
des Bauplanungs� und Bauordnungsrechts im Vordergrund stehen. Das Baugesetzbuch beinhal�
tet dabei zahlreiche, teilweise auch neue Instrumentarien, die zukünftig verstärkt zur Anwen�
dung kommen werden. Beispielhaft genannt seien etwa die Bebauungspläne der Innenentwick�
lung, die der Gesetzgeber mit § 13a kürzlich in das Baugesetzbuch aufgenommen hat oder die
Möglichkeiten, die sich über § 34 Abs. 3a BauGB eröffnen. Diese Kernbereiche des Baugesetzbu�
ches einschließlich der Baunutzungsverordnung werden in dem vorliegenden Praxiskommentar
von Rixner/Biedermann/Steger praxisgerecht und gut verständlich dargestellt. Das Werk ist mit
seinem neuartigen Praxisansatz sicherlich eine hilfreiche Unterstützung in der täglichen Arbeit.
Es eröffnet auch Nichtjuristen schnell brauchbare Lösungen und hält viele Praxishinweise, Formu�
lierungsvorschläge oder Fallbeispiele bereit. Zurückzuführen ist diese Konzeption des Werkes auf
die Entscheidung des Bundesanzeiger Verlages, versierte Praktiker in die Bearbeitung einzubin�
den, die an verschiedenen Stellen des Kommentars ihre Erfahrungen eingebracht haben.

Lutz Heese
Präsident der Bayerischen Architektenkammer
München, im Mai 2010
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Teil 1: BauGB
Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414)

zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 31.7.2009 (BGBl. I S. 2585)

Erstes Kapitel
Allgemeines Städtebaurecht

Erster Teil
Bauleitplanung

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung

(1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstü�
cke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzubereiten und zu leiten.

(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und der Be�
bauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).

(3) Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Auf die Aufstellung von Bau�
leitplänen und städtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch; ein Anspruch kann
auch nicht durch Vertrag begründet werden.

(4) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen.

(5) Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozia�
len, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung
gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl
der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen
dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebens�
grundlagen zu schützen und zu entwickeln, auch in Verantwortung für den allgemei�
nen Klimaschutz, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts� und Landschaftsbild
baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen:

1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn� und Arbeitsverhältnisse und
die Sicherheit der Wohn� und Arbeitsbevölkerung,

2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler
Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die
Anforderungen Kosten sparenden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung,

3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürf�
nisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche
Auswirkungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und
von Sport, Freizeit und Erholung,
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4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhande�
ner Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche,

5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhal�
tenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder
städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts� und Landschaftsbildes,

6. die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts festge�
stellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge,

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land�
schaftspflege, insbesondere

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir�
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesna�
turschutzgesetzes,

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so�
wie die Bevölkerung insgesamt,

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen
und Abwässern,

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung
von Energie,

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbe�
sondere des Wasser�, Abfall� und Immissionsschutzrechts,

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch
Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen
Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wer�
den,

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes
nach den Buchstaben a, c und d,

8. die Belange

a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrau�
chernahen Versorgung der Bevölkerung,

b) der Land� und Forstwirtschaft,

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen,

d) des Post� und Telekommunikationswesens,

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser,

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen,

9. die Belange des Personen� und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevölkerung,
einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten
Verkehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringe�
rung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung,

10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen Anschlussnut�
zung von Militärliegenschaften,

11. die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Entwick�
lungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Pla�
nung,

12. die Belange des Hochwasserschutzes.
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(7) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange ge�
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen.

(8) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs über die Aufstellung von Bauleitplänen gelten
auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung.

Übersicht Rn.

A. Überblick ................................................................................................................ 1
B. Regelungsgehalt ....................................................................................................... 5

I. Aufgabe der Bauleitplanung (Abs. 1) ........................................................................ 5
II. Zweistufigkeit der Bauleitplanung (Abs. 2) ................................................................. 6

1. Flächennutzungsplan ....................................................................................... 7
2. Bebauungsplan ............................................................................................... 10
3. Weitere kommunale Pläne ................................................................................. 11

III. Erforderlichkeit (Abs. 3 Satz 1) ................................................................................ 14
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a) Sogenannte Verhinderungsplanung ................................................................ 19
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g) Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge (Nr. 6) ............................................ 61
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aa) Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungs�
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ter (Nr. 7c, d) ....................................................................................... 67
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ff) Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere
des Wasser�, Abfall� und Immissionsschutzrechts (Nr. 7g) ................................ 72
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ii) Sonstige zwingende naturschutzbezogene Vorgaben .................................... 77
i) Belange der Wirtschaft u.a. (Nr. 8) .................................................................. 80

aa) Belange der Wirtschaft .......................................................................... 80
bb) Belange der Land� und Forstwirtschaft ....................................................... 82
cc) Belange der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen ................ 83
dd) Belange des Post� und Telekommunikationswesens ....................................... 85
ee) Belange der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser ....................... 86
ff) Belange der Sicherung von Rohstoffvorkommen .......................................... 87

j) Belange des Verkehrs (Nr. 9) .......................................................................... 88
k) Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen Anschlussnutzung

von Militärliegenschaften (Nr. 10) ................................................................... 91
l) Ergebnisse eines städtebaulichen Entwicklungskonzepts oder einer sonstigen städte�

baulichen Planung (Nr. 11) ............................................................................ 92
m) Belange des Hochwasserschutzes (Nr. 12) ......................................................... 96

4. Das Abwägungsgebot (Abs. 7) ........................................................................... 99
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b) Abwägungsgebot und Gestaltungsfreiheit des Plangebers .................................... 103
c) Abwägungsvorgang .................................................................................... 106

aa) Ermittlung und Zusammenstellung des Abwägungsmaterials ........................... 106
bb) Gewichtung der betroffenen Belange ........................................................ 113
cc) Ausgleich der betroffenen Belange ........................................................... 116

VII. Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen (Abs. 8) ................................... 118

A. Überblick

Die Bauleitplanung ist das zentrale Instrument zur Steuerung der Siedlungsentwicklung in
dem Gemeindegebiet. Ihre besondere Bedeutung zeigt sich bereits am Aufbau des Ersten Kapi�
tels des BauGB, das im Ersten Teil (§§ 1�13 BauGB) das Instrument der Bauleitplanung selbst
und im Zweiten Teil (§§ 14�28 BauGB) die Sicherung der Bauleitplanung behandelt. Die §§ 1�
13 BauGB regeln dabei Aufgabe, Form und Verfahren der Bauleitplanung. Ohne Bauleitpläne
(Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) ist eine planende, vorausschauende Steuerung der bauli�
chen und sonstigen Nutzung des Bodens nicht möglich. Zwar können neue Bauvorhaben oder
sonstige Nutzungen auch in Bereichen entstehen, für die keine Bauleitplanung existiert. Dort fin�
den die §§ 34 und 35 BauGB Anwendung, die insoweit auch als Planersatzvorschriften be�
zeichnet werden. Während § 35 BauGB zur Schonung des Außenbereiches vornehmlich der Ver�
hinderung solcher Vorhaben im Außenbereich dient, die nicht ausnahmsweise aufgrund ihrer be�
sonderen Eigenart dort bevorzugt angesiedelt werden sollen (sogenannte privilegierte Nut�
zungen, z.B. landwirtschaftliche Betriebe), ermöglicht § 34 BauGB lediglich ein „Auffüllen“ des
bereits vorhandenen baulichen Bestands im zusammenhängend bebauten Innenbereich. Will
eine Gemeinde aber neue Baugebiete erschließen oder den Charakter eines bereits bebauten
Ortsteils verändern, so muss sie sich der Mittel der Bauleitplanung bedienen. Die städtebauliche
Fortentwicklung einer Gemeinde findet damit überwiegend auf der Grundlage der Bauleitpla�
nung statt.

An die Existenz einer Bauleitplanung knüpfen weitere der im BauGB geregelten Instrumente des
Städtebaurechts an: Die Zulässigkeitsvoraussetzungen eines Bauvorhabens oder einer sonstigen
bodenrechtlich relevanten Nutzung (§§ 29 ff. BauGB) sind bedingt durch die Existenz eines (qua�
lifizierten) Bebauungsplans. Den Darstellungen eines Flächennutzungsplans kommt Bedeu�
tung bei der Genehmigung eines nicht privilegierten Vorhabens im Außenbereich zu (§ 35 Abs. 2,
3 Nr. 1 BauGB). Bodenumlegung (§ 45 BauGB), Enteignung (§ 85 BauGB) und Erschließung
(§ 125 BauGB) nehmen jeweils Bezug auf den Bebauungsplan. Die Bauleitplanung wird deshalb
zutreffend als „Kernstück des modernen Städtebaurechts“ bezeichnet.1

1 Schmidt�Aßmann, BauR 1978, 99.
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Innerhalb des ersten Teils des ersten Kapitels übernimmt § 1 BauGB die Aufgabe, den Begriff der
Bauleitplanung zu definieren (Abs. 1 und 2) und den Rahmen festzulegen, innerhalb dessen sich
Bauleitplanung abspielt (Abs. 4�6). Was Letzteres anbelangt, gehört die Bauleitplanung zwar
zum Kernbereich der verfassungsrechtlich geschützten kommunalen Planungshoheit
(Art. 28 Abs. 2 GG), so dass bundesrechtlichen Vorgaben, die das Ergebnis der Bauleitplanung
betreffen, enge Grenzen gesetzt sind. Die weit reichende gestaltende Wirkung insbesondere des
Bebauungsplans gerade für das private Eigentum erfordert gleichwohl die Festlegung von Ge�
sichtspunkten (Belangen), die im Aufstellungsverfahren eines Bauleitplanes im Wege einer trans�
parenten gerechten Abwägung (Abs. 7) vom Plangeber zu berücksichtigen sind. Diese Belange
sind in den Absätzen 5 und 6 der Vorschrift beschrieben.

Zugleich muss die Bauleitplanung die übergeordneten Ziele und Grundsätze der Raumordnung,
wie sie sich insbesondere aus den Landesentwicklungs� und Regionalplänen ergeben, berück�
sichtigen (Abs. 4).

B. Regelungsgehalt

I. Aufgabe der Bauleitplanung (Abs. 1)

§ 1 Abs. 1 BauGB bestimmt, dass es Aufgabe der Bauleitplanung ist, die bauliche und sonstige
Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe des Baugesetzbuches vorzuberei�
ten und zu leiten. Damit kommt zum Ausdruck, dass sich die Gemeinde im Rahmen der Bauleit�
planung nur der Instrumente und Verfahren des Baugesetzbuches und der aufgrund des Bauge�
setzbuches ergangenen Vorschriften (z.B. Baunutzungsverordnung) bedienen darf. Zugleich wird
klargestellt, dass sich die Bauleitplanung auf die Grundstücke in der Gemeinde zu beschränken
hat. Flächen außerhalb ihres Gemeindegebiets kann eine Gemeinde daher nicht wirksam über�
planen.2 Dem steht allerdings nicht entgegen, dass sich mehrere Gemeinden zu einem Planungs�
verband zusammenfinden und einen gemeinsamen Flächennutzungsplan aufstellen. Dass es al�
leinige Aufgabe der Gemeinde ist, Bauleitplanung zu betreiben, bleibt unausgesprochen, er�
gibt sich aber in der Zusammenschau mit Abs. 3 und ist Ausfluss der gemeindlichen Pla�
nungshoheit, wie sie durch Art. 28 Abs. 2 GG garantiert wird.3

II. Zweistufigkeit der Bauleitplanung (Abs. 2)

Die Bauleitplanung der Gemeinde vollzieht sich grundsätzlich in zwei Stufen. Danach hat die Ge�
meinde zunächst die Grobgliederung ihres gesamten Gemeindegebiets in einem Flächennut�
zungsplan darzustellen und hieraus – i.d.R. für Teile des Gemeindegebiets – die einzelnen Be�
bauungspläne mit ihren jeweiligen Festsetzungen zu entwickeln. Ausnahmen von diesem
Grundsatz regelt § 8 Abs. 2, 3 BauGB (Entbehrlichkeit eines Flächennutzungsplanes; Parallelauf�
stellungsverfahren). In der vertikalen Hierarchie der Raumplanung stellen die Bauleitpläne die un�
terste, örtliche Stufe dar. Über ihr stehen die Regional� und Landesplanung, an deren Ziele sie
nach Maßgabe der Landesplanungsgesetze anzupassen ist (Abs. 4).

1. Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan ist ein vorbereitender Bauleitplan. Dieser vorbereitenden Funktion
entsprechend, sind seine Darstellungen bereits von Gesetz wegen weniger detailliert als die Fest�
setzungen des Bebauungsplans und i.d.R. auch nicht (grundstücks�)parzellenscharf. Die einzel�
nen, abschließend aufgezählten Darstellungsmöglichkeiten enthält § 5 BauGB. Der Flächennut�
zungsplan umfasst das gesamte Gemeindegebiet. Ausnahmen hiervon bilden lediglich die
Fälle der §§ 5 Abs. 1 Satz 2, 204 Abs. 1 und 205 BauGB.

2 BVerwG, Beschl. v. 21.8.1995 – 4 N 1.95 – BauR 1995, 804.
3 BVerfG, Beschl. v. 7.10.1980 – 2 BvR 584/76, 2 BvR 598/76, 2 BvR 599/76, 2 BvR 604/76 – NJW 1981, 1659.
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Anders als der Bebauungsplan wird der Flächennutzungsplan nicht als Satzung erlassen, wie
sich im Umkehrschluss aus § 10 BauGB ergibt. Der Flächennutzungsplan ist aufgrund seiner rein
vorbereitenden Natur grundsätzlich keine Rechtsnorm. Dementsprechend entfaltet er auch keine
unmittelbare bindende Wirkung gegenüber Bauwilligen, selbst dort nicht, wo es an einem Be�
bauungsplan fehlt. Mittelbare Auswirkungen ergeben sich aber aus § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und
§ 35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB. Besonderheiten gelten allerdings für die Rechtswirkungen des Flächen�
nutzungsplans gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB.4 Zur begrifflichen Abgrenzung enthält der Flä�
chennutzungsplan Darstellungen und nicht – wie der Bebauungsplan – Festsetzungen. Flä�
chennutzungspläne bedürfen der Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde (§ 6
Abs. 1 BauGB).

Mangels seiner Rechtsnormqualität kann der Flächennutzungsplan grundsätzlich nicht im Wege
der Normenkontrolle angegriffen werden. Etwas anderes gilt lediglich dann, wenn er die
Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB auslöst (Ausweisung von Konzentrationsflä�
chen).5 Weil in diesem Fall der Flächennutzungsplan ganz unmittelbare Auswirkungen auf die
Zulässigkeit eines Bauvorhabens hat, wird die Normenkontrolle entsprechend § 47 Abs. 1 Nr. 1
VwGO als zulässig angesehen.6

2. Bebauungsplan

Der Bebauungsplan enthält verbindliche Festsetzungen für die bauliche und sonstige Nut�
zung der im Plangebiet gelegenen Grundstücke und wird als Satzung erlassen (§ 10 Abs. 1
BauGB). Seine Festsetzungen sind detailliert und parzellenscharf. Die Genehmigung des Bebau�
ungsplans durch die höhere Verwaltungsbehörde ist seit der BauGB�Reform 1998 nur noch in
Ausnahmefällen erforderlich (§ 8 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BauGB). Auch bei dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan (§ 12 BauGB) handelt es sich um einen Bebauungsplan
in diesem Sinne. Keine Bebauungspläne sind demgegenüber

• die Abgrenzungssatzung (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB),

• die Entwicklungssatzung (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB),

• die Ergänzungssatzung (§ 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB) oder

• die Außenbereichsatzung (§ 35 Abs. 6 BauGB).

Schema Bauleitpläne

Bauleitpläne

Flächennutzungsplan
(keine Satzung)

Bebauungsplan
(Satzung)

Qualifizierter Bebauungsplan
(§ 30 Abs. 1 BauGB)

Einfacher Bebauungsplan
(§ 30 Abs. 3 i.V.m.
§§ 34, 35 BauGB)

Vorhabenbezogener
Bebauungsplan

(§ 30 Abs. 2 i.V.m. 
§ 12 BauGB)

Sonstige 
Satzungen

nach BauGB

Abgrenzungs-
satzung

(§ 34 Abs. 4 
Nr. 1 BauGB)

Entwicklungs-
satzung

(§ 34 Abs. 4 
Nr. 2 BauGB)

Außenbereichs-
satzung (§ 35 
Abs. 6 BauGB)

Ergänzungs-
satzung 

(§ 34 Abs. 4 
Nr. 3 BauGB)

4 Vgl. Rn. 9 und Teil 3: Gerichtlicher Rechtsschutz, S. 1599.
5 BVerwG, Urt. v. 26.4.2007 – 4 CN 3/06 – NVwZ 2007, 1081; vgl. hierzu: Wollenteit, NVwZ 2008, 1281;

Jeromin, NVwZ 2006, 1374.
6 BVerwG, Urt. v. 26.4.2007 – 4 CN 3/06 – NVwZ 2007, 1081.
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3. Weitere kommunale Pläne

Neben den genannten Bauleitplänen gibt es informelle Pläne, die gleichwohl in der kommuna�
len Praxis eine (wieder) zunehmende Bedeutung haben. Zu nennen sind hier der kommunale Ent�
wicklungsplan und der städtebauliche Rahmenplan. Sie sind in ihren Darstellungen frei und an
kein formales Aufstellungsverfahren gebunden. Auch lösen sie gegenüber Dritten keine Bin�
dungswirkung aus. Für die Vorbereitung von Bebauungsplänen sind sie gleichwohl wichtig. Eine
zusätzliche Aufwertung haben diese informellen Pläne dadurch erhalten, dass ihre Ergebnisse in
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als in der Bauleitplanung zu berücksichtigende Belange eingestuft
wurden.

Der kommunale Entwicklungsplan koordiniert die räumliche Planung mit anderen Planungen
der Gemeinde in fachlicher, zeitlicher und finanzieller Hinsicht. Es handelt sich damit um ein um�
fassendes Instrument zur Vorbereitung und Festlegung der baulichen Entwicklung und der In�
frastruktur einer Gemeinde.

Mit dem städtebaulichen Rahmenplan (auch Entwicklungskonzept) wird die konzeptionelle
Grundlage für die räumliche und funktionale Entwicklung eines Bereichs gelegt. Der Rahmen�
plan bildet einen fachübergreifenden Orientierungsrahmen für die Vielzahl von Einzelmaßnah�
men, die im Verlaufe einer städtebaulichen Entwicklungs�, Umbau� oder Sanierungsmaßnahme
geplant und umgesetzt werden sollen.7 Bei der Erstellung und bei seiner Umsetzung sollen die
Betroffenen in geeigneter Form einbezogen und zur Mitwirkung angeregt werden. Als informel�
ler Plan besitzt der städtebauliche Rahmenplan ein hohes Maß an Flexibilität, die eine fortlau�
fende Anpassung an veränderte Gegebenheiten ermöglicht. Er kann insbesondere als Grundlage
für eine Bürgerinformation, die Beantragung von Fördermitteln oder die Entscheidung über zu�
künftige Investitionen dienen. Seine Festlegungen sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB im Rahmen
der Abwägung bei der Aufstellung eines Bauleitplans als zu berücksichtigende Belange einzustel�
len. Auf diese Weise kann den für eine bestimmte Planung sprechenden städtebaulichen Grün�
den ein stärkeres Gewicht verliehen werden. Zusätzlich hat das städtebauliche Entwicklungskon�
zept an Bedeutung gewonnen durch die Vorschrift des § 9 Abs. 2a Satz 1 BauGB: Für im Zusam�
menhang bebaute Ortsteile (§ 34 BauGB) kann zur Erhaltung oder Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche, auch im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung
und der Innenentwicklung der Gemeinden, in einem Bebauungsplan festgesetzt werden, dass
nur bestimmte Arten der nach § 34 Abs. 1 und 2 BauGB zulässigen baulichen Nutzungen zulässig
oder nicht zulässig sind oder nur ausnahmsweise zugelassen werden können. Dabei ist insbeson�
dere das hierauf bezogene städtebauliche Entwicklungskonzept i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu
berücksichtigen, das Aussagen über die zu erhaltenden oder zu entwickelnden zentralen Versor�
gungsbereiche der Gemeinde oder eines Gemeindeteils enthält.

III. Erforderlichkeit (Abs. 3 Satz 1)

1. Städtebauliches Entwicklungs� und Ordnungsbedürfnis

Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauli�
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Abs. 3 Satz 1 postuliert die städtebauliche Er�
forderlichkeit damit einerseits als absolute Grenze der planerischen Tätigkeit, anderseits aber
auch als Schwelle, jenseits der eine planerische Tätigkeit der Gemeinde verpflichtend wird. Die
Gemeinde muss also handeln, wenn es städtebaulich erforderlich wird, sie darf aber auch nur in
dem Umfang, wie es erforderlich ist, die städtebauliche Entwicklung und Ordnung steuern. Die�
ser Maßstab ist nicht nur anzulegen bei der Frage, ob Bauleitpläne aufgestellt werden, sondern
auch bei der Frage, wie diese auszugestalten sind. Jede Darstellung (im Flächennutzungsplan)
oder Festsetzung (im Bebauungsplan) muss daher am Kriterium der Erforderlichkeit in positiver
wie negativer Hinsicht gemessen werden. Die Gemeinde darf daher ihre planerischen Festset�
zungs� und Darstellungsmöglichkeiten im Einzelnen nur soweit ausschöpfen, wie es städtebau�

7 Vgl. z.B. § 171e BauGB: Soziale Stadt.
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lich erforderlich ist; sie muss von ihnen Gebrauch machen, wenn die städtebauliche Situation es
gebietet. Ein subjektiver, gegebenenfalls einklagbarer Anspruch auf Aufstellung von Bauleitplä�
nen ist jedoch ausgeschlossen.8

Allerdings wird der Gemeinde bei der Beurteilung der städtebaulichen Erforderlichkeit ein weiter
Einschätzungs� und Gestaltungsspielraum eingeräumt. Im Ergebnis kann die städtebauliche
Erforderlichkeit daher nur in Ausnahmefällen als Korrektiv einer gemeindlichen (Nicht�)Planung
dienen, wenn nämliche eine grobe und einigermaßen offensichtliche Fehleinschätzung oder
ein Missbrauch der Gestaltungsbefugnis vorliegt.9

PRAXISHINWEIS:

Die maßgeblichen Erwägungen der Gemeinde zur städtebaulichen Erforderlichkeit einer Pla�
nung finden sich im Begründungsteil des Bauleitplans. Stimmen diese Erwägungen mit einem
schlüssigen Stadtentwicklungskonzept der Gemeinde überein und werden die einzelnen Fest�
setzungen bzw. Darstellungen hiervon auch getragen, ist die städtebauliche Erforderlichkeit
des Bauleitplans in der Regel nicht zu beanstanden.

Obgleich nicht ausdrücklich geregelt, gilt das Kriterium der Erforderlichkeit gleichermaßen für die
Aufhebung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen.

Nach dem Vorhergesagten gibt der zentrale Begriff der städtebaulichen Entwicklung und
Ordnung den Rahmen zulässiger gemeindlicher Planung vor. Der unbestimmte Rechtsbegriff er�
möglicht jedoch keine scharfe Abgrenzung zwischen zulässigen (städtebaulichen) und unzulässi�
gen (sonstigen) Planungsmotiven der Gemeinde. Indem § 1 Abs. 5 und 6 BauGB allerdings dieje�
nigen Belange aufzählt, die insbesondere bei der Vorbereitung der baulichen und sonstigen
Nutzung der Grundstücke (§ 1 Abs. 1 BauGB) zu berücksichtigen sind, wird der unbestimmte
Rechtsbegriff normativ mit Inhalt gefüllt. Im Sinne einer positiven Definition lässt ich daher
feststellen, dass eine Planung immer dann vom Erfordernis der städtebaulichen Entwicklung und
Ordnung motiviert ist, wenn sie der Verwirklichung der in Abs. 6 genannten Belange oder dem
Ausgleich dieser Belange untereinander dienen soll. Dabei ist die Gemeinde jedoch keines�
wegs auf die Ordnung der vorhandenen städtebaulichen Situation beschränkt, sie soll vielmehr
auch vorausschauend die zukünftige Nutzung der Grundstücke entwickeln. Sie darf daher auch
planerische Voraussetzungen für eine Bedarfslage schaffen, die sich erst für die Zukunft abzeich�
net.10

Im Sinne einer negativen Abgrenzung haben sich demgegenüber folgende Fallgruppen in der
Rechtsprechung herausgebildet, in denen die Planungsmotive der Gemeinde erkennbar außer�
halb des von § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB gespannten Rahmens liegen und deshalb in einem gericht�
lichen Verfahren11 erfolgreich gerügt werden können.

a) Sogenannte Verhinderungsplanung

Das Gebot der städtebaulichen Erforderlichkeit verbietet es der Gemeinde, eine bloße Verhinde�
rungsplanung (auch: Negativplanung) zu betreiben, also den Bebauungsplan lediglich als In�
strument zu benutzen, ein Vorhaben zu verhindern, anstatt ihn zur Verwirklichung positiver Pla�
nungsvorstellungen einzusetzen.12 Das schließt allerdings nicht aus, dass eine Gemeinde auf

8 Vgl. Rn. 28.
9 BVerwG, Urt. v. 7.5.1971 – IV C 76.68 – juris.

10 BVerwG, Beschl. v. 11. 5. 1999 – 4 BN 15/99 – BauR 1999, 1136.
11 Ein Bebauungsplan kann im Wege des Normenkontrollverfahrens (§ 47 VwGO) unmittelbar vor dem Oberver�

waltungsgericht bzw. dem Verwaltungsgerichtshof angegriffen werden. Aber auch bei der Anfechtung einer
Baugenehmigung kann der zu Grunde liegende Bebauungsplan im Rahmen der gegen die Baugenehmigung
gerichteten Anfechtungsklage inzident vom Verwaltungsgericht überprüft werden. Die gerichtliche Überprü�
fung eines Flächennutzungsplans im Wege des Normenkontrollverfahrens ist nur in wenigen Ausnahmen
möglich (siehe Rn. 9); siehe im Einzelnen zu den Rechtsschutzmöglichkeiten Teil 3: Gerichtlicher Rechtsschutz,
S. 1599.

12 BeckOK/BauGB/Dirnberger, § 1 Rn. 38.
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städtebaulich unerwünschte Entwicklungen, z.B. auf die schleichende Veränderung eines
Mischgebiets in ein Gewerbegebiet im unbeplanten Innenbereich, mit der Aufstellung eines ent�
gegenstehenden Bebauungsplans reagiert und damit sogar anhängigen Bauanträgen die Grund�
lagen der Genehmigungsfähigkeit entzieht. In der Praxis werden Bebauungspläne häufig geän�
dert und dabei um einen Ausschluss bestimmter Nutzungen ergänzt. So werden oft nachträglich
Festsetzungen für Gewerbeflächen aufgenommen, wonach Einzelhandel nur bis zu einer be�
stimmten Verkaufsfläche und/oder nur mit nicht innenstadtrelevanten Sortiment zulässig sind.
Derartige Einschränkungen werden gemeinhin als zulässig angesehen. Ein Bebauungsplan ist
folglich nicht schon dann nichtig, wenn sein Hauptzweck in der Verhinderung bestimmter städ�
tebaulich relevanter Nutzungen besteht, sondern er ist nur dann unzulässig, wenn er „nicht dem
eigentlichen planerischen Willen der Gemeinde entspricht und nur vorgeschoben ist, um eine an�
dere Nutzung zu verhindern“.13 Demgegenüber stellt es sich allerdings als unzulässige Verhinde�
rungsplanung dar, wenn der Satzungsgeber ein Grundstück als öffentliche Grünfläche ausweist,
in Wirklichkeit eine dieser Festsetzung entsprechende Nutzung aber nicht beabsichtigt, sondern
es ihm nur darum geht, das Grundstück für eine später möglicherweise notwendig werdende
andere Nutzung zu reservieren, z.B. für das zukünftige Anlegen von Stellplätzen und anderen Ne�
benanlagen eines Strandbads.14

PRAXISHINWEIS:

Eine Verhinderungsplanung ist nicht generell unzulässig. Es kommt entscheidend auf die Pla�
nungsmotive der Gemeinde an, wie sie sich aus der Begründung zum Bebauungsplan, aus
dem Satzungsbeschluss und gegebenenfalls aus dem Stadtentwicklungskonzept ergeben. Ist
die Verhinderung bestimmter Vorhaben demnach erforderlich, um zugleich eine städtebaulich
sinnvolle Entwicklung einzuleiten, ist der Bauleitplan insoweit nicht zu beanstanden.

b) Gefälligkeitsplanung

Bei der sogenannten Gefälligkeitsplanung verfolgt die Gemeinde, mehr oder minder offen�
kundig, ausschließlich das Ziel, einzelnen Personen oder Personengruppen oder sich selbst einen
Vorteil zu verschaffen, ohne dass dabei zugleich ein anerkanntes städtebauliches Motiv ver�
folgt wird. Der Fall ist beispielsweise gegeben, wenn die Planung der Gemeinde ausschließlich
das Ziel verfolgt, durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes baulich nicht nutzbare Grundstü�
cke zu Bauland aufzuwerten, um dem Grundstückseigentümer hierdurch einen finanziellen Vor�
teil zu verschaffen. Die Wirksamkeit eines derartigen Bebauungsplans scheitert am Erforderlich�
keitskriterium. Gleiches gilt für eine Bauleitplanung, die sonstige sachfremde, also nicht im Städ�
tebaurecht wurzelnde Motive verfolgt. Allerdings darf sich die Gemeinde selbstverständlich im
Rahmen ihrer Bauleitplanung an Wünschen und Interessen von Grundstückseigentümern im
Plangebiet orientieren, allerdings nur, wenn sie ihre Planung auch auf hinreichend gewichtige
städtebauliche Überlegungen stützen kann.15 Die typischerweise aus der Bauleitplanung resultie�
renden Vorteile für einzelne Grundstückseigentümer dürfen sich daher nur gleichsam als Reflex
der mit der Bauleitplanung verfolgten städtebaulichen Motive ergeben, nicht jedoch das Motiv
selbst sein. Unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit erscheint deshalb auch die Überpla�
nung nur eines einzigen Grundstücks nicht von vornherein als unzulässig, wenn nur die Ge�
meinde eine entsprechende Begründung für ihr Vorgehen geben kann. Projektbezogene Planun�
gen sind somit eine mögliche Form der Bauleitplanung. Denn allein der Umstand, dass die Auf�
stellung eines Bebauungsplans auch den Anregungen und Forderungen eines betroffenen
Grundstückseigentümers bzw. ansiedlungswilligen Investors entspricht, schließt nicht aus, dass
diese Bauleitplanung zur städtebaulichen Entwicklung in Beziehung und folglich mit dem Erfor�
derlichkeitskriterium in Einklang steht. Es kommt entscheidend darauf an, ob die jeweilige Pla�
nung in ihrer Ausgestaltung darauf ausgerichtet und in ihrer konkreten Form der Durchführung

13 BVerwG, Beschl. v. 18.12.1990 – 4 NB 8/90 – NVwZ 1991, 875.
14 VGH Mannheim, Urt. v. 18.9.1998 – 8 S 1279/98 – juris.
15 VGH Mannheim, Beschl. v. 5.6.1996 – 8 S 487/96 – NVwZ�RR 1997, 684.
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dadurch motiviert ist, den betroffenen Raum nach Maßgabe des § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauGB
städtebaulich sinnvoll zu ordnen.16 Desgleichen kann ein Bebauungsplan erforderlich sein, der
nur einen einzelnen Bauträger begünstigt.17 Auch insoweit ist wieder ausschlaggebend, welchen
Zweck die Gemeinde mit ihrer konkreten Planung verfolgt. Selbst wenn allerdings in den ge�
nannten Fällen die Erforderlichkeit bejaht wird, muss sorgfältig geprüft werden, ob auf der
nächsten Ebene die von der Planung betroffenen öffentlichen und privaten Belange fehlerfrei ab�
gewogen wurden.

c) Nicht vollzugsfähige Bauleitpläne

Stehen den Festsetzungen eines Bebauungsplans auf unabsehbare Zeit tatsächliche oder recht�
liche Hindernisse entgegen, so ist er unwirksam. In tatsächlicher Hinsicht können auch feh�
lende Geldmittel ein solches Hindernis darstellen. Ein (die Planfeststellung ersetzender) Bebau�
ungsplan beispielsweise, der die Trasse einer Landesstraße festsetzt, ist grundsätzlich nicht erfor�
derlich i.S.v. § 1 Abs. 3 BauGB, wenn die Verwirklichung des Vorhabens innerhalb eines
Zeitraums von etwa zehn Jahren nach In�Kraft�Treten des Plans angesichts offenkundig fehlender
Geldmittel ausgeschlossen erscheint.18 Hierbei handelt es sich freilich um einen Sonderfall im Be�
reich der Straßenplanung. Rechtliche, dem Vollzug des Bebauungsplans entgegenstehende Hin�
dernisse können sich aus Gesetzen, Verordnungen oder anderen, vorrangig geltenden Satzun�
gen ergeben. Aus diesem Grunde sind Bebauungspläne unwirksam, wenn ihre Umsetzung
gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen würde, beispielsweise wenn der Vollzug des Bebau�
ungsplans absehbar gegen ein artenschutzrechtliches Verbot des § 42 BNatSchG verstieße,
ohne dass eine Ausnahme gem. § 43 BNatSchG oder Befreiung nach § 62 BNatSchG in Betracht
kommt.19 Ebenso verhält es sich bei einer Planung für eine Sportanlage, wenn ohne jeden Zweifel
feststünde, dass die Verwirklichung des Bebauungsplans an den immissionsschutzrechtlichen
Anforderungen der Sportanlagenlärmschutzverordnung scheitern müsste.20 Gleiches gilt für
einen Bebauungsplan, wenn seine Festsetzungen mit den Regelungen einer naturschutzrechtli�
chen Verordnung – z.B. einer Landschaftsschutzverordnung – nicht vereinbar sind. An der Er�
forderlichkeit eines Bebauungsplans, der im Widerspruch zu einer naturschutzrechtlichen Ver�
ordnung steht, fehlt es aber nicht, wenn die Widersprüche durch Erteilung von naturschutzrecht�
lichen Ausnahmen oder Befreiungen überwunden werden können.21 Allgemein muss in diesem
Zusammenhang stets berücksichtigt werden, ob die gesetzlichen Konflikte nicht im nachgeord�
neten vorhabenbezogenen Genehmigungsverfahren im Wege der Feinsteuerung (z.B. durch
Auflagen zur Baugenehmigung) überwunden werden können.

PRAXISHINWEIS:

Die fehlende Vollzugsfähigkeit eines Bauleitplans wegen entgegenstehender Rechtsnormen
sollte nicht vorschnell angenommen werden. Stets ist zu prüfen, ob der Normkonflikt nicht
im nachgeordneten, vorhabenbezogenen Genehmigungsverfahren, wie es zumeist erforder�
lich sein wird, durch entsprechende Auflagen oder Befreiungen überwunden werden kann.

Die Tatsache, dass bestimmte Planungsgegenstände der Fachplanung unterliegen, stellt für sich
genommen noch keine dem Vollzug der Bauleitplanung entgegenstehende Rechtslage dar. Dies
gilt jedenfalls für Bebauungspläne, durch die eine isolierte Straßenplanung stattfindet, soweit
die Gemeinde selbst Träger der Straßenbaulast ist oder der von der Gemeinde abweichende Stra�
ßenbaulastträger der Planung zustimmt.22

16 VGH München, Urt. v. 21.6.2004 – 20 N 04.1201 u.a. – juris.
17 VGH Mannheim, Beschl. v. 14.2.1992 – 8 S 2695/91 – NVwZ�RR 1993, 67.
18 BVerwG, Urt. v. 18.3.2004 – 4 CN 4.03 – BauR 2004, 1260 f.
19 BVerwG, Beschl. v. 25.8.1997 – 4 NB 12/97 – BauR 1997, 978; VGH Kassel, Urt v. 25.2.2004 – 3 N 1699/03 –

NVwZ�RR 2004, 732; die Vorschriften §§ 42, 43, 62 BNatSchG entsprechen den §§ 44, 45, 67 BNatSchG in
der ab 1.3.2010 gültigen Fassung des BNatSchG.

20 BVerwG, Urt. v. 12.8.1999 – 4 CN 4/98 – BauR 2000, 229.
21 BVerwG, Beschl. v. 9.2.2004 – 4 BN 28/03 – BauR 2004, 786.
22 BVerwG, Urt. v. 28.1.1999 – 4 CN 5/98 – BauR 1999, 867.
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